Fragebogen zur Gesetzesvorlage über die Harmonisierung der Finanzierung der Sozialsysteme sowie der Systeme für die soziale und berufliche Eingliederung

Um Ihren Standpunkt besser berücksichtigen zu können, bitten wir Sie, uns folgende Fragen zu beantworten: 

Allgemeines

1.
Sind Sie grundsätzlich mit einer Harmonisierung der gemeinsam vom Kanton und den Gemeinden getragenen Finanzierung der Sozialsysteme sowie der Systeme für die soziale und berufliche Eingliederung einverstanden, die

· die Aufrechterhaltung des derzeitigen Gleichgewichts der Lasten zwischen dem Kanton und den Gemeinden gewährleisten würde;

· ein Steuerungsinstrument für die Entwicklung der Ausgaben in diesem Bereich wäre; 

· die interkommunale Solidarität stärken würde?

	Ja
	
	Nein
	


Eventuelle Anmerkungen:

	

	

	

	

	

	

	


2.
Die ausserparlamentarische Kommission hat den Entwurf auf die individuellen Leistungen beschränkt, da sie davon ausgeht, dass die kollektiven Leistungen (PH, SMZ, Krippen, andere Einrichtungen) derzeit zu vielschichtig zwischen dem Kanton, den Gemeinden und Privat verteilt sind, um im gleichen Entwurf behandelt zu werden.


Sind Sie mit der von der ausserparlamentarischen Kommission gewählten Option einverstanden, den Entwurf zur Harmonisierung auf die in Art. 2 der Gesetzesvorlage aufgeführten Systeme anzuwenden?

	Ja
	
	Nein
	


Eventuelle Anmerkungen:

	

	

	

	

	

	

	


Finanzielle Beteiligung des Kantons und der Gemeinden 

Die Gesetzesvorlage über die Harmonisierung der Finanzierung der Sozialsysteme sowie der Systeme für die soziale und berufliche Eingliederung sieht vor, sämtliche Kosten zu Lasten des Kantons und der Gemeinden auf der Grundlage eines einheitlichen Beitragssatzes aufzuteilen:

· 61% zu Lasten des Kantons

· 39% zu Lasten der Gemeinden

Dieser einheitliche Beitragssatz (61% zu Lasten des Kantons und 39% zu Lasten der Gemeinden) wird auf der Grundlage des Durchschnitts der tatsächlichen Ausgaben der letzten 4 Jahre vor In-Kraft-Treten des Gesetzes festgelegt (vgl. Kap. 4.1 des Berichts, S. 18-19 für die Einzelheiten zur Berechnung).

3.
Befürworten Sie eine Harmonisierung der Finanzierung dieser Ausgaben durch die Festlegung eines einheitlichen Beitragssatzes entsprechend dem Durchschnitt der tatsächlichen Ausgaben der letzten 4 Jahre (Art. 3, Abs. 1 der Gesetzesvorlage)? 

	Ja
	
	Nein
	


Eventuelle Anmerkungen:

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	


Aufteilung des Anteils zu Lasten der Gemeinden

Der im Bericht der ausserparlamentarischen Kommission vorgeschlagene Verteilungsmodus sieht vor, dass der Anteil der Ausgaben zu Lasten der Gemeinden (39%) einheitlich zwischen allen Gemeinden nur in Abhängigkeit ihrer Bevölkerungszahl und ihrer Finanzkraft aufgeteilt wird. Die derzeit für bestimmte Systeme gültigen Bestimmungen, nach denen ein Teil der Ausgaben direkt zu Lasten der Wohnsitzgemeinde des Leistungsempfängers geht, werden aufgehoben. 

Bei diesem System werden zwischen einigen Gemeinden Lasten transferiert. Um zu vermeiden, dass die Beiträge einiger Gemeinden zu stark variieren, sieht der vorgeschlagene Verteilungsmodus eine fünfjährige Übergangsfrist vor, während der die Unterschiede in den aktuellen Beiträgen der Gemeinden schrittweise aufgehoben werden. 

4.
Sind sie damit einverstanden, dass die Aufteilung des Anteils der Ausgaben zu Lasten der Gemeinden auf dem Index „Bevölkerungszahl x Finanzkraft“ basiert (Kap. 4.2 und 4.3.3. des Berichts, Art. 3, Abs. 2 der Gesetzesvorlage) ?

	Ja
	
	Nein
	


Eventuelle Anmerkungen:

	

	

	

	

	

	

	

	


5.
Sind Sie damit einverstanden, dass der Verteilungsmodus für die Aufteilung der Ausgaben zu Lasten der Gemeinden schrittweise eingeführt wird und es dabei gemäss den im Kapitel 4.3.3 des Berichts der ausserparlamentarischen Kommission (Art. 4 der Gesetzesvorlage) definierten Modalitäten eine Übergangsfrist von 5 Jahren geben wird?

	Ja
	
	Nein
	


Eventuelle Anmerkungen:

	

	

	

	

	

	

	

	


Schlussbemerkungen

6.
Wie beurteilen Sie allgemein den Entwurf zur Harmonisierung der Finanzierung der Sozialsysteme sowie der Systeme für die soziale und berufliche Eingliederung?

	Positiv
	

	eher positiv
	

	eher negativ
	

	negativ
	


Anmerkungen:

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	


Bitte schicken Sie den Fragebogen bis zum 31. Oktober 2003 zurück an:

	Dienststelle für Sozialwesen

Rue des Vergers 2

1951 Sitten


	Stempel und Unterschrift
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